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Abstimmung über Fristsetzungsanträge 

Präsidentin Doris Bures: Somit kommen wir zu den Abstimmungen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Abgeordneten Wöginger und Hofer, 

dem Justizausschuss zur Berichterstattung über die Regierungsvorlage betreffend ein 

Bundesgesetz, mit dem die Rechtsanwaltsordnung und weitere Gesetze geändert 

werden, 633 der Beilagen, eine Frist bis 1. Juli 2019 zu setzen. 

Wer sich für diese Fristsetzung ausspricht, den bitte ich um ein Zeichen. – Es sieht so 

aus, als wäre das einstimmig angenommen. 

Nun gelangen wir zur Abstimmung über den Antrag der Abgeordneten Holzinger-

Vogtenhuber, dem Ausschuss für Arbeit und Soziales zur Berichterstattung über ihren 

Antrag betreffend Evaluierung des Arbeitszeitgesetzes, des Arbeitsruhegesetzes und 

des allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes eine Frist bis 1. Juli 2019 zu setzen.  

Wer sich für diese Fristsetzung ausspricht, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist die 

Minderheit, abgelehnt. 

Abstimmung über die Anträge der Abgeordneten Holzinger-Vogtenhuber, dem Aus-

schuss für Familie und Jugend jeweils eine Frist bis 1. Juli 2019 zur Berichterstattung 

über folgende Anträge zu setzen: 

Antrag 453/A(E) der Abgeordneten Holzinger-Vogtenhuber, Kolleginnen und Kollegen 

betreffend „Nationaler Aktionsplan zur Bekämpfung von Kinderarmut in Österreich“. 

Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung zu dieser Fristsetzung. – Das ist die Min-

derheit, abgelehnt. 

Antrag der Abgeordneten Holzinger Vogtenhuber, Kolleginnen und Kollegen betreffend 

Familienlastenausgleichsgesetz 1967.  

Wer für diese Fristsetzung ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist die Minderheit, 

abgelehnt. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den Antrag der Abgeordneten Holzinger-Vogten-

huber, dem Verfassungsausschuss zur Berichterstattung über den Antrag 183/A der 

Abgeordneten Holzinger-Vogtenhuber, Kolleginnen und Kollegen betreffend „ein Bun-

desverfassungsgesetz, mit dem das Bundesverfassungsgesetz über die Nachhaltigkeit, 

den Tierschutz, den umfassenden Umweltschutz, die Sicherstellung der Wasser- und 

Lebensmittelversorgung und die Forschung geändert wird“, eine Frist bis 1. Juli zu 

setzen. 
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Wer sich für diese Fristsetzung ausspricht, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist die 

Minderheit, abgelehnt. 

Abstimmung über die Anträge des Abgeordneten Dr. Noll, dem Verfassungsausschuss 

jeweils eine Frist bis 1. Juli 2019 zur Berichterstattung über folgende Anträge zu 

setzen:  

Antrag 851/A, Dr. Noll, Kolleginnen und Kollegen betreffend ein Bundesverfassungs-

gesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz geändert wird.  

Wer ist für diese Fristsetzung? – Das ist die Minderheit, abgelehnt. 

Antrag 632/A, Dr. Noll, Kolleginnen und Kollegen betreffend ein Bundesverfassungs-

gesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz geändert wird. 

Wer ist für diese Fristsetzung? – Das ist die Minderheit, abgelehnt. 

Antrag 631/A, auch Abgeordneter Noll, betreffend Informationsfreiheitsgesetz.  

Wer dieser Fristsetzung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist die Min-

derheit. Der Antrag ist somit abgelehnt. (Abg. Noll: Das versteh’ ich, dass ihr da nicht 

aufsteht! – Abg. Jarolim: Der Herr Kurz hat das versprochen!) 

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über den Antrag der Abgeordneten Cox, dem 

Finanzausschuss zur Berichterstattung über den Antrag 445/A der Abgeordneten Cox, 

Kolleginnen und Kollegen betreffend Umsatzsteuergesetz 1994 eine Frist bis 1. Juli zu 

setzen.  

Wer sich für diese Fristsetzung ausspricht, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist die 

Minderheit, abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag des Abgeordneten Mag. Rossmann, 

dem Ausschuss für Wirtschaft, Industrie und Energie zur Berichterstattung über den 

Antrag 913/A(E) der Abgeordneten Mag. Rossmann, Kolleginnen und Kollegen betref-

fend „Nachbesserung des Nationalen Energie- und Klimaplans [...] entsprechend den 

Erkenntnissen der wissenschaftlichen Forschung zur Erreichung der Pariser Klima-

ziele“ auch eine Frist bis 1. Juli 2019 zu setzen.  

Wer ist für diese Fristsetzung? – Das ist die Minderheit, abgelehnt.  

Abstimmung über die Anträge des Abgeordneten Mag. Loacker, dem Ausschuss für 

Arbeit und Soziales jeweils eine Frist bis 1. Juli 2019 zur Berichterstattung über 

folgende Anträge zu setzen: 
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Antrag 919/A der Abgeordneten Mag. Loacker, Kolleginnen und Kollegen betreffend 

ein Bundesgesetz, mit dem das Mutterschutzgesetz, das Väter-Karenzgesetz sowie 

das Landarbeitsgesetz geändert werden. 

Wer sich für diese Fristsetzung ausspricht, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist mit 

Mehrheit so angenommen. 

Antrag 900/A der Abgeordneten Mag. Loacker, Kolleginnen und Kollegen betreffend 

Angestelltengesetz. 

Wer für diese Fristsetzung ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist die Minderheit, 

abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Antrag der Abgeordneten Dr.in Griss, dem 

Justizausschuss zur Berichterstattung über den Antrag 924/A der Abgeordneten 

Dr.in Griss, Kolleginnen und Kollegen betreffend IPR-Gesetz eine Frist bis 1.7.2019 zu 

setzen.  

Wer sich für diese Fristsetzung ausspricht, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist mit 

Mehrheit so angenommen. 

Abstimmung über den Antrag der Abgeordneten Wöginger und Hofer, dem Finanz-

ausschuss zur Berichterstattung über die Regierungsvorlage 624 der Beilagen betref-

fend Börsegesetz eine Frist bis 2. Juli 2019 zu setzen.  

Wir sich dafür ausspricht, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist mit Mehrheit so 

angenommen.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Abgeordneten Wöginger und Hofer, 

dem Finanzausschuss zur Berichterstattung über die Regierungsvorlage 626 der Beila-

gen betreffend Transparenzdatenbankgesetz eine Frist bis 2. Juli zu setzen.  

Wer für diese Fristsetzung ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist mit Mehrheit so 

angenommen. 

Abstimmung über den Antrag des Abgeordneten Mag. Rossmann, dem Verfassungs-

ausschuss zur Berichterstattung über den Antrag 318/A der Abgeordneten Rossmann, 

Kolleginnen und Kollegen eine Frist bis 1. Juli 2019 zu setzen.  

Wer sich für diese Fristsetzung ausspricht, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist die 

Minderheit, abgelehnt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, damit ist der Abstimmungsvorgang abge-

schlossen. 



Nationalrat, XXVI. GP 13. Juni 2019 83. Sitzung / 4 

 

Version v. 03. März 2020, 14:48 A - 12:58:15 Abstimmung über Fristsetzungsanträge 

***** 

Die nächste Sitzung des Nationalrates, die für Dienstag, den 2. Juli 2019, um 9 Uhr in 

Aussicht genommen ist, wird auf schriftlichem Wege einberufen werden. 

Die Tagesordnung ist erschöpft.  

Ich wünsche Ihnen noch einen schönen Tag. 

Die Sitzung ist geschlossen.  

 


